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Sonderbedingungen für Anstellungsvertrags-Rechtssch utz-Versicherung 

RB Kombi AnstellungsRS UL Roland 2013-03

§ 1 Umfang des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz umfasst die gerichtliche und 
außergerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers aus dem den 
versicherten Funktionen zugrunde liegenden Anstellungs-
vertrag.  

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf 
vertragliche Nebenabreden im Zusammenhang mit dem 
versicherten Anstellungsvertrag, in denen die Rechte und 
Pflichten aus diesem  gesondert geregelt werden. 

Durch besondere Vereinbarung kann der Versicherungs-
schutz auf mehrere Anstellungsverträge ausgedehnt 
werden.  

§ 2 Leistungsumfang  

1. Verfahrenskosten 

Der Versicherer trägt die dem Versicherungsnehmern 
auferlegten Verfahrenskosten sowie die ihm 
auferlegten Kosten der Gegenseite, soweit der 
Versicherungsnehmer zu deren Erstattung verpflichtet 
ist.  

2. Rechtsanwaltskosten des Versicherungsnehmers 

a) außergerichtlich 

Für die außergerichtliche Interessenwahrnehmung 
trägt der Versicherer abweichend von der 
gesetzlichen Vergütung die angemessenen Kosten 
eines vom Versicherungsnehmer beauftragten und 
auf Stundenbasis abrechnenden Rechtsanwaltes 
oder Rechtslehrers einer deutschen Hochschule. 

Die Angemessenheit bestimmt sich unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles, 
insbesondere nach der Bedeutung der Angelegen-
heit, des Umfangs und der Schwierigkeit der 
anwaltlichen Tätigkeit. 

b) gerichtlich 

In gerichtlichen Verfahren trägt der Versicherer die 
gesetzliche Vergütung des vom Versicherungs-
nehmer zur Vertretung vor Gericht beauftragten 
Rechtsanwaltes. Soweit im Ausland keine gesetz-
liche Vergütungsregelung besteht, trägt der 
Versicherer Rechtsanwaltskosten bis zur Höhe 
des Betrages, der nach der deutschen 
Vergütungsregelung zu erstatten wäre. 

c) Reisekosten des Rechtsanwaltes 

Der Versicherer trägt die Kosten für notwendige 
Reisen des Rechtsanwaltes bzw. Rechtslehrers 
einer deutschen Hochschule an den Ort des 
zuständigen Gerichtes, zum Versicherungsnehmer 
oder an den Sitz der Gegenseite. Die Reisekosten 
werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von 
deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze 
übernommen. 

3. Reisekosten des Versicherungsnehmers 

Der Versicherer trägt die Kosten für notwendige 
Reisen des Versicherungsnehmers an den Ort des 
zuständigen ausländischen Gerichtes, wenn dieses 
das persönliche Erscheinen des Versicherungs-
nehmers angeordnet hat. Die Reisekosten werden bis 

zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen. 

4. Dolmetscherkosten 

Der Versicherer trägt die angemessenen Kosten für 
die notwendige Inanspruchnahme eines Übersetzers 
oder Dolmetschers. 

5. Schieds- und Schlichtungsverfahren 

Tritt anstelle der Anrufung eines zuständigen 
staatlichen Gerichts erster Instanz ein Schieds- oder 
Schlichtungsverfahren, trägt der Versicherer diese 
Kosten bis zur Höhe der Gebühren, die im Fall der 
Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichts 
erster Instanz entstehen würden. 

6. Streitbeitritt, Streitverkündung, negative Feststellungs-
klage 

Der Versicherer trägt nach vorheriger Zustimmung die 
Kosten eines Streitbeitritts, einer Streitverkündung 
oder einer negativen Feststellungsklage. 

7. Beratungskosten bei bevorstehendem 
Ermittlungsverfahren 

Der Versicherer trägt die Kosten einer notwendigen 
ersten Beratung durch einen Rechtsanwalt zur 
Vermeidung eines drohenden bzw. zur Vorbereitung 
der Strafverteidigung in einem unmittelbar bevor-
stehenden Ermittlungsverfahren, wenn im Zusammen-
hang mit einer angedrohten Aufhebung oder 
vorzeitigen Kündigung des versicherten Anstellungs-
vertrages die Prüfung der Einleitung strafrechtlicher 
Schritte bzw. die Stellung einer Strafanzeige gegen 
den Versicherungsnehmer angekündigt wird. 

8. Krisencoaching - psychologische Beratung 

Benötigt der Versicherungsnehmer oder sein Ehe-
/Lebenspartner im Rahmen eines eintrittspflichtigen 
Rechtsschutzfalles, zur Bewältigung der daraus 
resultierenden persönlichen Stress-Situation, 
psychologische Unterstützung, so bietet der 
Versicherer nach einer Bedarfsanalyse die Beratung 
durch einen vom Versicherer ausgewählten, 
spezialisierten Psychologen an. Je nach Bedarf wird 
die Beratung in folgenden Stufen zur Verfügung 
gestellt: 

• Telefonische Beratung durch einen Psychologen; 

• Persönliche Beratung durch einen Psychologen 
nach Terminvereinbarung; 

• Akutbetreuung durch einen Psychologen auch am 
Wohnort des Versicherungsnehmers. 

Der Versicherer trägt die Kosten für maximal 5 
Beratungsstunden. Das Krisencoaching wird bei 
Rechtsschutzfällen, die im zeitlichen und ursächlichen 
Zusammenhang stehen, einmalig gewährt. 

§ 3 Einbeziehung des außergerichtlichen Mediations-
verfahrens 

1. Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, 
außergerichtlichen Streitbeilegung, bei dem die 
Parteien mit Hilfe der Moderation eines neutralen 
Dritten, des Mediators, eine eigenverantwortliche 
Problemlösung erarbeiten. 
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Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsnehmer 
einen Mediator zur Durchführung eines Mediations-
verfahrens in Deutschland und trägt dessen Kosten im 
Rahmen von Absatz 2. 

2. Der Versicherer trägt den auf den Versicherungs-
nehmer entfallenden Anteil an den Kosten des vom 
Versicherer vermittelten Mediators bis zu einem 
Betrag von EUR 10.000 je Mediation, für alle in einem 
Kalenderjahr eingeleiteten Mediationen jedoch nicht 
mehr als EUR 20.000. Sind am Mediationsverfahren 
auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernimmt 
der Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis 
versicherter zu nicht versicherten Personen. 

§ 4 Nicht versicherte Kosten  

Der Versicherer trägt nicht 

1. Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechts-
pflicht übernommen hat; 

2. Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständ-
lichen Erledigung entstanden sind, soweit sie nicht 
dem Verhältnis des vom Versicherungsnehmer 
angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis 
entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abwei-
chende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben 
ist; 

3. Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungs-
titel entstehen; 

4. Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men, die später als fünf Jahre nach Rechtskraft des 
Vollstreckungstitels eingeleitet werden; 

5. Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet 
wäre, wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag 
nicht bestünde. 

§ 5 Versicherungsfall  

Der Anspruch auf Rechtsschutz setzt voraus, dass der 
Rechtsschutzfall innerhalb des versicherten Zeitraums 
eingetreten und die vereinbarte Wartezeit abgelaufen ist. 

Der Rechtsschutzfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, 
in dem der Versicherungsnehmer oder ein anderer einen 
Verstoß gegen Rechtspflichten oder -vorschriften 
begangen hat oder begangen haben soll, der die 
Streitigkeit aus dem Anstellungsvertrag ausgelöst hat. 

Versicherungsschutz im Anstellungsvertrags-Rechts-
schutz besteht für die außergerichtliche Interessen-
wahrnehmung erst nach Ablauf von sechs Monaten nach 
Versicherungsbeginn (Wartezeit). Die Wartezeit für die 
gerichtliche Interessenwahrnehmung beträgt drei Monate. 

Liegt der Rechtspflichtenverstoß in der Wartezeit und hat 
der Vertrag zum Zeitpunkt der Meldung des Rechts-
schutzfalles mindestens 5 Jahre beim Versicherer 
ununterbrochen bestanden, beruft sich der Versicherer 
bezüglich dieses Rechtspflichtenverstoßes nicht auf 
Leistungsfreiheit wegen des Eintritts des Rechtsschutz-
falles in der Wartezeit. 

Der Versicherer trägt nicht die für jeden Rechtsschutzfall 
vereinbarte Selbstbeteiligung in Höhe von EUR 1.000.- 

§ 6 Unbegrenzte Nachmeldefrist  

Nach Beendigung des Vertrages besteht eine 
unbegrenzte Nachmeldefrist für Rechtsschutzfälle, die 
während der Laufzeit des Vertrages eingetreten sind. 

§ 7 Prüfung der Erfolgsausschichten  

Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, weil die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat, kann der 
Versicherungsnehmer den für ihn tätigen oder von ihm 
noch zu beauftragenden Rechtsanwalt veranlassen, dem 
Versicherer gegenüber eine begründete Stellungnahme 
zu den Erfolgsaussichten abzugeben. Auf die Möglichkeit 
der Stellungnahme hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmern bei der Ablehnung des Versicherungs-
schutzes hinzuweisen. Die Entscheidung des Rechts-
anwaltes ist für beide Teile bindend, es sei denn, dass sie 
offenbar von der wirklichen Sach- oder Rechtslage 
erheblich abweicht. Die Kosten der Stellungnahme trägt 
der Versicherer dann, wenn der Rechtsanwalt der 
Auffassung des Versicherungsnehmers zustimmt. 

§ 8 Nachhaftung  

Wird der Versicherungsvertrag beendet, weil die 
versicherte Funktion aus Alters- oder Krankheitsgründen 
dauerhaft weggefallen ist, so gewährt der Versicherer 
eine prämienfreie Nachhaftung für Rechtsschutzfälle, die 
innerhalb eines Jahres nach Beendigung des 
Versicherungsvertrages eintreten. Voraussetzung ist, 
dass der Vertrag vor seiner Beendigung mindestens 5 
Jahre ununterbrochen bestanden hat und in dieser Zeit 
kein Rechtsschutzfall eingetreten ist. 

Durch besondere Vereinbarung kann diese Nachhaftung 
unter den genannten Voraussetzungen auf Rechts-
schutzfälle, die innerhalb von drei Jahren nach Beendi-
gung des Versicherungsvertrages eintreten erweitert 
werden. 

Auf Antrag kann durch besondere Vereinbarung auf die 
Schadenfreiheit und die 5 Jahres-Laufzeit des Vertrages 
als Voraussetzung für die Nachhaftungsfrist verzichtet 
werden. 

§ 9 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 

1. Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des 
Versicherungsnehmers nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalles erforderlich, hat er 

a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unver-
züglich - ggf. auch mündlich oder telefonisch - 
anzuzeigen; 

b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß 
über sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles 
zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben und 
Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu 
stellen; 

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt 
werden, 

aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit dem 
Versicherer abzustimmen, insbesondere vor der 
Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor der 
Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des 
Versicherers einzuholen; 

bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 
82 VVG zu sorgen. Dies bedeutet, dass die 
Rechtsverfolgungskosten so gering wie möglich 
gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen 
Vorgehensweisen hat der Versicherungsnehmer 
die kostengünstigste zu wählen, indem er z. B. 
(Aufzählung nicht abschließend): 

• nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das 
Ziel kostengünstiger mit einem Prozess erreicht 
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werden kann (z.B. Bündelung von Ansprüchen 
oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern als 
Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt 
gesonderter Klageerhebung),  

• auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in 
der aktuellen Situation nicht oder noch nicht 
notwendig sind, 

• vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen 
gerichtlichen Verfahrens abwartet, das 
tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den 
beabsichtigten Rechtsstreit haben kann, 

• vorab nur einen angemessenen Teil der 
Ansprüche einklagt und die etwa nötige 
gerichtliche Geltendmachung der restlichen 
Ansprüche bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
über die Teilansprüche zurückstellt, 

• in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze 
Frist zur Erhebung von Klagen oder zur Einlegung 
von Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, dem 
Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessauftrag 
zu erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit 
umfasst. 

cc) Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des 
Schadens Weisungen des Versicherers 
einzuholen und zu befolgen. Er hat den 
Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu 
beauftragen. 

2. Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den 
Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungs-
schutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnah-
men zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, 
bevor der Versicherer den Umfang des Rechts-
schutzes bestätigt und entstehen durch solche 
Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die 
Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung vor 
Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte. 

3. Der Versicherungsnehmer kann den zu 
beauftragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der 
Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der 
Versicherer nach diesem Teil trägt. Der Versicherer 
wählt den Rechtsanwalt aus, 

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechts-
anwalt benennt und dem Versicherer die 
alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes 
notwendig erscheint. 

4. Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt 
nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser vom 
Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers 
beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist 
der Versicherer nicht verantwortlich. 

5. Der Versicherungsnehmer hat den mit der 
Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten 
Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß zu 
unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die 
möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen; 

6. Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten 
Obliegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert der 
Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 
der Schwere des Verschuldens des 

Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer 
nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der  

Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungs-
schutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat. 

7. Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung 
seiner Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten 
des von ihm beauftragten Rechtsanwaltes zurechnen 
lassen, sofern dieser die Abwicklung des 
Rechtsschutzfalles gegenüber dem Versicherer 
übernimmt. 

8. Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur 
mit schriftlichem Einverständnis des Versicherers 
abgetreten werden. 

9. Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere 
auf Erstattung von Kosten, die der Versicherer 
getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf diesen 
über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche 
notwendigen Unterlagen hat der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer auszuhändigen und bei 
dessen Maßnahmen gegen die anderen auf 
Verlangen mitzuwirken. Dem Versicherungsnehmer 
bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer 
zurückzuzahlen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur 
Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er 
infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen 
kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

§ 10 Örtlicher Geltungsbereich 

Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen in Europa, den Anliegerstaaten des 
Mittelmeers, auf den Kanarischen Inseln, Madeira oder 
den Azoren erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in 
diesem Bereich gesetzlich zuständig ist oder zuständig 
wäre, wenn ein gerichtliches oder behördliches Verfahren 
eingeleitet werden würde. 

 


